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8. bittet den Generalsekretär und diejenigen Staaten
und Organisationen, die dazu in der Lage sind, den Staaten
bei der Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaf-
fen und leichten Waffen und bei ihrer Einsammlung auch
weiterhin Unterstützung zu gewähren;

9. ersucht den Generalsekretär, diese Angelegenheit
weiter zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer
vierundsechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Re-
solution Bericht zu erstatten;

10. beschließt, den Punkt „Unterstützung von Staaten
zur Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen
und leichten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen“ in
die vorläufige Tagesordnung ihrer vierundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/67

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/389,
Ziff. 86)176.

63/67. Verhütung und Bekämpfung unerlaubter
Vermittlungstätigkeiten

Die Generalversammlung,

angesichts der Bedrohung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit, die von unerlaubten Vermittlungstätig-
keiten ausgeht, die den internationalen Rahmen für die Rüs-
tungskontrolle und die Nichtverbreitung umgehen,

besorgt, dass ohne geeignete Gegenmaßnahmen uner-
laubte Waffenvermittlungsgeschäfte unter allen Aspekten
nachteilige Auswirkungen auf die Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit haben und Konflikte ver-
längern werden und dadurch eine nachhaltige wirtschaftliche
und soziale Entwicklung behindern und die Gefahr des uner-
laubten Transfers konventioneller Waffen und des Erwerbs
von Massenvernichtungswaffen durch nichtstaatliche Akteu-
re nach sich ziehen werden,

in der Erkenntnis, dass die Mitgliedstaaten unerlaubte
Vermittlungstätigkeiten verhüten und bekämpfen müssen,
und zwar nicht nur in Bezug auf konventionelle Waffen, son-
dern auch auf Materialien, Geräte und Technologien, die zur
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ihren Trä-
gersystemen beitragen könnten,

erneut erklärend, dass die Anstrengungen zur Verhütung
und Bekämpfung unerlaubter Vermittlungstätigkeiten den
rechtmäßigen Waffenhandel und die internationale Zusam-
menarbeit in Bezug auf Materialien, Geräte und Technologi-
en für friedliche Zwecke nicht behindern sollen,

unter Hinweis auf die Resolution 1540 (2004) des Sicher-
heitsrats vom 28. April 2004, insbesondere deren Ziffer 3, mit
der beschlossen wurde, dass alle Staaten geeignete und wirk-
same Grenzkontrollen und Strafverfolgungsmaßnahmen aus-
arbeiten und aufrechterhalten sollen, um den unerlaubten
Handel und unerlaubte Vermittlungsgeschäfte im Einklang
mit ihren nationalen rechtlichen Befugnissen und Rechtsvor-
schriften sowie dem Völkerrecht aufzudecken, abzuschre-
cken, zu verhüten und zu bekämpfen, erforderlichenfalls auch
durch internationale Zusammenarbeit,

sowie unter Hinweis auf die in früheren Jahren verab-
schiedeten einschlägigen Resolutionen, namentlich die Reso-
lutionen 62/40 und 62/47 vom 5. Dezember 2007, die Aufrufe
zur Kontrolle von Vermittlungstätigkeiten enthalten, sowie
Resolution 62/26 vom 5. Dezember 2007, mit der die Gene-
ralversammlung die Mitgliedstaaten bat, nationale Rechtsvor-
schriften über den Transfer von Waffen, militärischem Gerät
sowie Gütern und Technologien mit doppeltem Verwen-
dungszweck zu erlassen oder zu verbessern,

Kenntnis nehmend von den internationalen Anstrengun-
gen zur Verhütung und Bekämpfung unerlaubter Vermitt-
lungsgeschäfte mit Waffen, insbesondere Kleinwaffen und
leichten Waffen, die in der Verabschiedung des Aktionspro-
gramms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen
unter allen Aspekten177 im Jahr 2001 und dem Inkrafttreten
des Zusatzprotokolls gegen die unerlaubte Herstellung von
Feuerwaffen, deren Teilen, Komponenten und Munition so-
wie gegen den unerlaubten Handel damit zum Übereinkom-
men der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität178 im Jahr 2005 ihren Niederschlag
fanden,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Gruppe von Re-
gierungssachverständigen, die mit Resolution 60/81 vom
8. Dezember 2005 eingesetzt wurde, um weitere Schritte zur
Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit bei der Ver-
hütung, Bekämpfung und Beseitigung unerlaubter Vermitt-
lungsgeschäfte mit Kleinwaffen und leichten Waffen als eine
internationale Initiative im Rahmen der Vereinten Nationen
zu prüfen179,

unter Hinweis auf den Bericht der dritten Zweijährlichen
Tagung der Staaten zur Prüfung der Durchführung des Ak-
tionsprogramms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseiti-

176 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Antigua und Barbuda, Australien, Bel-
gien, Belize, Benin, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Däne-
mark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada,
Griechenland, Guinea, Guyana, Haiti, Irland, Island, Italien, Jamaika,
Japan, Kenia, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ma-
dagaskar, Malta, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Philippinen, Polen,
Portugal, Republik Korea, Rumänien, Salomonen, Samoa, Schweden,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Togo, Tschechische Republik, Türkei,
Uganda, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland und Zypern.

177 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9–20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf.
178 United Nations, Treaty Series, Vol. 2326, Nr. 39574. Deutschsprachi-
ge Fassung: Resolution 55/255, Anlage.
179 Siehe A/62/163 und Corr.1.



II. Resolutionen aufgrund der Berichte des Ersten Ausschusses

200

gung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten
Waffen unter allen Aspekten180, in dem anerkannt wird, wie
wichtig die Umsetzung der in dem Bericht der Gruppe von
Regierungssachverständigen für unerlaubte Vermittlungs-
geschäfte179 enthaltenen Empfehlungen und die Erarbeitung
nationaler Rechtsvorschriften und Verwaltungsverfahren auf
diesem Gebiet sind,

unterstreichend, dass die Mitgliedstaaten das naturgege-
bene Recht haben, den konkreten Umfang und Inhalt der in-
nerstaatlichen Regelwerke im Einklang mit ihrem Rechtsrah-
men und ihren Ausfuhrkontrollsystemen sowie dem Völker-
recht festzulegen,

unter Begrüßung der Anstrengungen, die von Mitglied-
staaten unternommen werden, um Gesetze und/oder Verwal-
tungsmaßnahmen zur Regelung von Waffenvermittlungsge-
schäften in ihrem jeweiligen Rechtssystem umzusetzen,

in Anerkennung der konstruktiven Rolle, die die Zivilge-
sellschaft dabei spielen kann, das Bewusstsein für unerlaubte
Vermittlungsgeschäfte zu schärfen und praktischen Sachver-
stand zu ihrer Verhütung bereitzustellen,

1. unterstreicht die Verpflichtung der Mitgliedstaaten,
gegen die von unerlaubten Vermittlungstätigkeiten ausgehen-
de Bedrohung vorzugehen;

2. legt den Mitgliedstaaten nahe, die einschlägigen in-
ternationalen Verträge, Übereinkünfte und Resolutionen zur
Verhütung und Bekämpfung unerlaubter Vermittlungstätig-
keiten vollständig umzusetzen;

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, geeignete innerstaat-
liche Rechtsvorschriften und/oder Maßnahmen einzuführen,
um unerlaubte Vermittlungsgeschäfte mit konventionellen
Waffen sowie mit Materialien, Geräten und Technologien,
die zur Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und ih-
ren Trägersystemen beitragen könnten, auf eine mit dem Völ-
kerrecht vereinbare Weise zu verhüten und zu bekämpfen;

4. erkennt an, dass einzelstaatliche Anstrengungen zur
Verhütung und Bekämpfung unerlaubter Vermittlungstätig-
keiten durch entsprechende Anstrengungen auf regionaler
und subregionaler Ebene verstärkt werden können;

5. betont, wie wichtig internationale Zusammenarbeit
und Hilfe, Kapazitätsaufbau und Informationsaustausch bei
der Verhütung und Bekämpfung unerlaubter Vermittlungstä-
tigkeiten sind;

6. legt den Mitgliedstaaten nahe, bei der Ausarbeitung
wirksamer Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung un-
erlaubter Vermittlungstätigkeiten gegebenenfalls den ein-
schlägigen Sachverstand der Zivilgesellschaft heranzuziehen;

7. beschließt, den Punkt „Verhütung und Bekämpfung
unerlaubter Vermittlungstätigkeiten“ in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer fünfundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/68

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 180 Stimmen bei 1 Ge-
genstimme und 1 Enthaltung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/63/389, Ziff. 86)181:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, An-
gola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik
Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Austra-
lien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgi-
en, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina,
Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Fa-
so, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepu-
blik Laos, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich,
Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika,
Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komo-
ren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon,
Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali,
Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko,
Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Monte-
negro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nica-
ragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich,
Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru,
Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau,
Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia,
Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Simbabwe, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland,
Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und
Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turk-
menistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbeki-
stan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltung: Israel.

180 A/CONF.192/BMS/2008/3.

181 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Arabische Republik Syrien, Armenien, Belarus,
Belgien, Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, De-
mokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, Fidschi, Finnland, Griechenland, Guatema-
la, Indonesien, Irland, Island, Italien, Kasachstan, Kirgisistan, Kuba, Lu-
xemburg, Malta, Mongolei, Myanmar, Neuseeland, Nicaragua, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Portugal, Rumänien, Russische
Föderation, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spani-
en, Sudan, Tadschikistan, Türkei, Turkmenistan, Ungarn, Usbekistan,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vietnam und Zypern.


